
III. Zur Entfaltung der Freiheit und Sicherheit des einzelnen Men-
schen, der BRD und des internationalen Güteraustausches setzen 
wir uns u.a. für nachfolgende Ziele ein: 

Wir fordern die Anerkennung der DDR und der Oder-Neiße-Grenze 
durch die BRD, nicht weil die Teilung Deutschlands von uns gut-
geheißen wird, sondern da sie eine Realität ist. 

Als Gegenleistung von der DDR erwarten wir eine Garantieerklärun 
für.. die Freiheit Berlins und seiner Zugänge; von der polnischen 
Regierung eine Zusicherung, daß Deutsche und Angehörige anderer 
Staaten, die in den ehemaligen deutschen Gebieten der Republik 
Polen beheimatet sind oder waren, das Recht der freien Zu- und b-
wanderung haben, daß den deutschen Minderheiten in. diesem Gebiet 
eine begrenzte Autonomie in Kulturfragen zusteht. 

Wenn wir jemals eine Wiedervereinigung erreichen wollen, dann nur, 
wenn wir von den tatsächlichen Gegebenheiten ausgehen und nicht 
von Wunschvorstellungen. 	.. 	 . . 

2. Wir verurteilen die Vietnam-Politik der Regierung der USA, weil 
der Krieg die vietnamesischen Probleme nicht löst, aber die frei-
heitlichen Ideale der westlichen Welt unglaubwürdig macht.. 

3. Wir sind gegen die Notstandsgesetze, weil nach unserer Einsi ht 
erstens das Grundgesetz als Basis für die Bewältigung des Not-
standes ausreicht und zweitens die Demokratie, wenn sie eine 
brauchbare Herrschaftsform ist, sich im Notstand zu bewähren hat. 

Im Zusammenhang hiermit treten wir für die Kündigung der 1Js-ameri-
kanischen Vorbehaltsrechte ein. Wir beanspruchen, ein Partner 
der USA zu sein, nicht ihr Trabant. 

4. FÜr die Verteidigungspolitik fordern wir eine Konzeption, die 
nicht.im Widerspruch steht zu einer notwendigen Friedenspolitik. 
Es sollte angestrebt werden, daß sich beide deutsche Staaten aus 
den Militärbündnissen lösen, ihre Regierungen mit den jeweiligen 
Verbündeten über den Abzug von ausländischen Streitkräften einigen 

Wir setzen uns für die Reduzierung der Truppenstärke der Bundes- 
wehr und die Rekrutierung ihrer Soldaten aus Freiwilligen ein. 

Eine atomwaffenfreie Zone in Europa und den Verzicht der BRD auf 
Atomwaffenträger erachten wir als notwendig. 	• . 

5. Die politische Einigung Europas darf sich nicht auf westeuropäische 
Staaten beschränken. Die EWG können wir nur als Ubergangslösung 
betrachten, da wir für unsere wirtschaftliche Entwicklung .keinen 
Super-Nationalstaat brauchen, sondern den weltoffenen Handel ohne 
wirtschaftliche Diskriminierungen. 	 . 

6. Um international Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, einen 
marktgerechten Leistungsaustausch zwischen den verschiedenen 
Volkswirtschaften zu ermöglichen .und den negativen Einfluß des 
internationalen Zahlungsverkehrs bei fixierten Wechselkursen 
auf die innere Geldwertstabilität auszuschalten, sind wir für 
die Einführung von flexiblen Wechselkursen.. 

7. Die Subventionen des Staates sind allgemein einzuschränken und 
...dort abzubauen, wo sie ihren Zweck nicht erfüllen.. 

8. Eine Steuerreform muß eine radikale Steuervereinfachung bringen. 
Wir sind gegen .Verbrauchssteuern, weil sie die wirtschaftliche 
Entwicklung hemmen und die Minderbemittelten am stärksten treffen.. 



' 

Bi. 3 der Resolution des LS2.Vorstandcs 

10. Um die wirtschaftliche Unabhngigkeit der Mütter gegenüber den 
Vätern zu fördern, dic erst die Gleichberechtigung ermöglicht, 
fordern wir ein Yind:rgeid fLr die Mütter unabh:.ngig von der 
Höhe des Einkommen.-  d:s Vaters.. Das Kindergeld muß aber mit 
steigender Kinderzahl dcressiv geeben werden, damit einer 
unehernmtan Bcvöl'ircrun-svormehrunz vorgebeugt wird 

II. Wir fordern ein Strafrecht, ds unseren heuticn Erkenntnissen 
und Werten entspricht. Der Sta.t hat nicht die ;ufgabe, mit 
Hilfe des Strafrechtes bestimmte Weltanschauunen zu fördern. 
Die übrigen Gesetze, Verordnungen und irlosse müssen auf ihre 
Rechtmaßigkeit und Zweckmßikeit überprüft werden. 

12. Wenn june Menschen ab dorn 18. Lebensjahr die Verantwortung tra-
gen müssen wie Erwachsene; wenn über ihre Person verfügt wird, 
wie es beim Wehrdienst der Fall ist, dann ist es eine selbst-
VE;rstHndliche Forderung, daß das Wahlrecht und die Volljhrig-
keit auf das 18. Lebensjahr herabgesetzt wird. 

]3ino klare Trennung von Staat und Kirche entspricht unserer 
pluralistischen Gesellschaft. Die .rhebung der Kirchensteuer 
durch staatliche Institutionen und auf Grund von Gesetzen durch 
die Arbeitgeber ist abzulehnen, weil es den Wettbewerb der Ideen 
verfilscht, den Machtanspruch der Kirche überhöht und den Bürger 
in Glaubensfragen zur Unaufrichtigkeit erzieht. 

14. Wir sind für die weltanschaulich neutrale Gemeinschaftsschule, 
weil die Schule ihre Schüler die Vielheit in der Einheit zu 
lehren hat und nicht das Gegeneinander. Gernß unserer liberalen 
Einstellung treten wir für die gleichberechtigte Förderung von 
Staats— und Privatschulen ein. 

15. Die Reformen der Schulen und Berufsausbildungen sind zu inton-
siv1creri An er Reform der Hochschulen sind die mitbetroffenen 
Studenten zu beteiligen. 

Der Vorstand: 	 Tristan Abromeit 	Krl-,inz Vntkor 

Volker Stehr 



Tristan Abromeit 
6311 Maulbach 	 2. 1. 1967 

Sehr geehrter Herr Dr. Plessen! 

Da Sie sich für mich um eine Stellung bemühen, halte ich es für notwendig, Sie 
über meine politische Tätigkeit zu informieren. 
Als ich in der VHS in Bremen wegen einer offenen Stelle nachfrug, wurde ich 
gefragt, welcher Partei ich angehöre. Als ich wahrheitsgemäß antwortete: 
"Keiner!", bekam ich sinngemäß zu hören, daß dieses für einen Sellensuchenden 
in der Erwachsenenbildung sdhlecht wäre, da man vom Erwachseuenbildner ein 
politisches Engagement erwarte. 
Diese Auskunft und die derzeitige Ansprechbarkeit vieler Bürger bezüglich un-
serer politischen Wirklichkeit haben mich dazu bewogen politisch aktiv zu 
werden und meinen Bedenken - die in meiner Stellung als Arbeitsloser begründet 
sind - ihr vorheriges Gewicht zu nehmen. 
Ich laufe zwar Gefahr mir bei der Arbeitsplatzsuche neue Hindernisse in den 
Weg zu legen, da bei uns politische Tätigkeit außerhalb der im Bundestag ver-
tretenen Parteien nicht honoriert wird. Ich habe in den vergangenen Jahren 
überlegt, ob ich Mitglied in der CDU, der SPD oder der FDP werden sollte. Die 
Politik und die ideologische Grundhaltung dieser drei Parteien konnten mich 
aber nicht überzeugen. 
Ich mochte gerne Mitglied einer liberalen Partei weden, da es diese bei uns 
nicht gibt, will ich helfen eine zu schaffen. 
Die FDP besinnt sich erst in dem Augenblick auf ihren liberalen Ursprung, wo 
es ihr durch ein bevorstehendes neues Wahlrecht an den Kragen gehen soll; zu 
einem Zeitpunkt wo sie nicht mehr leugnen kann, daß sie ihr eigenes Grab mit 
ausgehoben hat. 
Soweit ich informiert bin, sind Sie Mitglied der FDP. Ich bedauere nicht nur 
deshalb, daß ich die FDP so beurteilen muß. Ich sehe für die FDP keine Zukunft; 
ich hoffe aber, daß zum flutzen ihrer liberalen Mitglieder und deren Zielsetzun-
gen einer neuen liberalen Partei von dieser Seite keine Schwierigkeiten ge-
macht werden. 
Damit Sie sehen, daß es bei mir nichtpurer Ehrgeiz ist, der mich veranlaßt hat, 
zu versuchen die Liberal-Soziale-Partei zu gründen, schicke ich Ihnen meine 
"Betrachtungen ..." zur FSU mit. Diese"Betrachtungen"waren für mich ein Test. 
Da eine Diskussion der "Betrachtungen" von der Mehrzahl der FSU-Vorstandsmit-
glieder verhindert wurde, sah ich keinen Anlaß mehr, mich um die Mitglied-
schaft in dieser Partei zu bemühen. 
Die krankheit der Intolloranz und der Einseitigkeit teilt die FSU mit vielen 
anderen kleinen Parteien. Immerhin waren meine "Betrachtungen" so wdrksam, 
daß einige kritische Geister in der FSU revoltieren. 
Bei allen meinen politischen Bemühungen kenne ich irteine bescheidenen arenzen. 
Vielleicht liegt meine ganze Begabung darin, daß ich furchtlos Unbescheidenes 
- man kann es auch mit Notwendiges umschreiben - projektieren kann. Wenn man 
bedenkt, daß es mir noch nicht gelungen ist, nach dem Examen einen Arbeitsplatz 
zu finden, dann stinken meine Ambitionen nach Größenwahn. Ich selbst würde 
aber eher Naivität für Größenwahn setzen. Der Naivität bedarf es nämlich, 
wenn der Mensch glaubt nach seinen übernommenen und von ihm selbst entwickelten 
Werten handeln zu müssen. 

Für das klärende Telefongespräch von heute danke ich nochmals. Herr Dr. Pleasen 
bei aller Dankbarkeit für Hilfe, will ich Ihnen doch mal ge. tehen, daß es mich 
hart trifft, daß ich nach all der Hilfe (auch von Ihrer Seite) in den letzten 
Jahren immer noch der Hilfe bedarf. 
Meine Schwierigkeiten mögen zum Teil in meiner Person beründet sein, zum 
überwiegenden Teil aber in der wirt.;chaftlichen Situation, die nicht so zu sein 
brauchte. 

Herzliche Grüße 



Liberal-Soziale Partei (ISP)', Bonn 
per Adr. 
Tristan Abromeit, 2850  Bremerhaven 1 
Schiffdorfer Chaussee 70 
Telefon 0471 / 23985 Datum des Poststempels 

Sehr geehrte Dame! 
Sehr geehrter Herr! 

Wir hoffen in Ihnen eine Person anzusprechen, die mit wachen 
Sinnen das politische Geschehen beobachtet und erlauben uns daher 
Ihnen Druckschriften der LSP zuzusenden. 
Sollten Sie aber widorerwarton zu der großen Zahl der Gleichgiiitien 
gehören, die durch ihr Vorhalten die größten Feinde der Demokratie 
sind, c'nn werfen Sie bitte die beigefügten Druckschriften in den 
Papierkorb. 
Unsere junge Demokratie droht - bevor sie sich entfalten konnte - 
mangels Teilnahme der Bevölkerung obzusterbon. 
Die junge Generation rebelliert, heißt es. Werden junge Menschen 
auch den Willen und die Fähigkeit entwickeln, um die politischen 
Verhältnisse besser zu gestalten? Worden Menschen verschiedener 
Generationen die Toleranz aufbringen, die für eine fruchtbare 
Zusammenarbeit im politischen Alltag notwendig ist? 
So nützlich und notwendig es ist, als Ein7elperson oder Klein-
gruppe politische Iktivität zu entfalten; das wirksamste Instru-
ment zur Neugestaltung der BRD scheint uns eine Partei, die nicht 
durch ihre Vergangenheit belastet ist. 
Wenn Sie genügend Selbstvertrauen baben dann helfen Sie uns bei 
unserem Bemühen unsere Demokratie zu beleben und auszubauen. 
Die Zweckparole Neugründungen von Parteien hätten keine Chance 
des Erfolges, sirnmt; aber nur solange, wie genügend Bundesburger 
blind daran glauben. 

Wir würden uns freuen von Ihnen zu hören. 

Der V'rstancl: 	Tristan Abroneit Karl-Heinz Ventker 

Volker Stohr 

Anlagen: Satzung der LSP, 
ein Referat, 

d Pesolution es Vorstandes über die Zielsetzungen, 
Loitragsordnung und Antrag auf Mitgliedschaft 

Bitte teilen Sie uns die von Ihnen gewünschte Zahl von Werbe—
material mit. 
Postscheckkonto: Liberal-Soziale Partei (LSP), Bonn 

Postscheckamt Hannover Nr. 41828 


